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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/11732, 14/12463 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Eisenbahn- und 
Bergbahngesetzes1 sowie zur Änderung anderer Rechts-
vorschriften 

§ 1  
Änderung des Bayerischen  

Eisenbahn- und Bergbahngesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der nichtbundesei-
genen Eisenbahnen und der Bergbahnen in Bayern (Bayeri-
sches Eisenbahn- und Bergbahngesetz – BayEBG) vom 
10. Juli 1998 (GVBl S. 389, BayRS 932-1-W), zuletzt ge-
ändert durch § 69 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl 
S. 140), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung:  

„Gesetz über die Rechtsverhältnisse der nichtbundesei-
genen Eisenbahnen und der Seilbahnen in Bayern 
(Bayerisches Eisenbahn- und Seilbahngesetz – Bay-
ESG)“. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des II. Teils erhält folgende Fas-
sung: 

„II. Teil 
Seilbahnen“ 

b) In der Überschrift des 2. Abschnitts des II. Teils 
wird das Wort „Bergbahnen“ durch das Wort 
„Seilbahnen“ ersetzt. 

3. Die Überschrift des II. Teils erhält folgende Fassung: 

„II. Teil 
Seilbahnen“ 

4. Im I. und II. Teil wird jeweils das Wort „Bergbahn“ 
durch „Seilbahn“, „Bergbahnen“ durch „Seilbahnen“, 
„Bergbahnunternehmen“ durch „Seilbahnunterneh-
men“, „Bergbahnunternehmens“ durch „Seilbahnunter-

                                                           
1  Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/9/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. März 
2000 über Seilbahnen für den Personenverkehr (EG ABl L 
106/21 vom 3. Mai 2000). 

nehmens“, „Bergbahnunternehmer“ durch „Seilbahnun-
ternehmer“, „Bergbahnanlagen“ durch „Anlagen“, 
„Bergbahnaufsicht“ durch „Seilbahnaufsicht“, „Berg-
bahnwesen“ durch „Seilbahnwesen“, „Bahnanlage“ 
durch „Anlage“, „Bahnanlagen“ durch „Anlage“, 
„Bahn“ durch „Seilbahn“, „Bahnen“ durch „Seilbah-
nen“, „Anlagen einer Bergbahn“ durch „Anlage“, 
„Schleppaufzügen“ durch „Schleppliften“ und 
„Schleppaufzüge“ durch „Schlepplifte“ ersetzt. 

5. Der Wortlaut in Art. 1 Abs. 1 wird Satz 1; es wird 
folgender Satz 2 angefügt: 

„2Teil I gilt ferner für Zahnradbahnen.“ 

6. In Art. 12 Abs. 6 Satz 2 werden nach den Worten „des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ die Wor-
te „– BayVwVfG – (BayRS 2010-1-I), zuletzt geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 (GVBl 
S. 975),“ eingefügt. 

7. In Art. 13 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ durch „BayVw-
VfG“ ersetzt. 

8. Art. 19 und Art. 20 erhalten folgende Fassung: 
„Art. 19 

Anwendungsbereich 

(1) Den Bestimmungen des II. Teils dieses Gesetzes 
unterliegen die Seilbahnen für den Personenverkehr 
sowie die Seilbahnen des öffentlichen Güterverkehrs. 

(2) Die Vorschriften des II. Teils dieses Gesetzes gelten 
nicht für  

1. Anlagen gemäß Art. 1 Abs. 6 der Richtlinie 
2000/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. März 2000 über Seilbahnen für den 
Personenverkehr (EG ABl L 106/21 vom 3. Mai 
2000), 

2. für Seilwinden zum Verschieben von Fahrzeugen 
(Spillanlagen). 

 
Art. 20 

Begriffsbestimmungen 

(1) 1Seilbahnen sind Anlagen aus mehreren Bauteilen, 
die geplant, gebaut, montiert und in Betrieb genommen 
werden, um Personen oder Güter zu befördern. 2Bei 
diesen Anlagen handelt es sich um 

1. Standseilbahnen und andere Anlagen, deren Fahr-
zeuge von Rädern oder anderen Einrichtungen ge-
tragen und durch ein oder mehrere Seile bewegt 
werden; 
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2. Seilschwebebahnen, deren Fahrzeuge von einem 
oder mehreren Seilen getragen und/oder bewegt 
werden; dazu gehören auch Kabinenbahnen und 
Sesselbahnen;  

3. Schlepplifte (Schleppaufzüge), bei denen mit ge-
eigneten Geräten ausgerüstete Personen durch ein 
Seil fortbewegt werden. 

(2) 1Eine Anlage im Sinn des II. Teils dieses Gesetzes 
ist das an seinem Bestimmungsort errichtete, aus der 
Infrastruktur und den in Anhang I der Richtlinie 
2000/9/EG aufgezählten Teilsystemen bestehende Ge-
samtsystem. 2Die Infrastruktur, die speziell für jede 
Anlage geplant und jeweils vor Ort errichtet wird, be-
steht aus der Linienführung, den Systemdaten sowie 
den für die Errichtung und Funktion der Anlage erfor-
derlichen Stations- und Streckenbauwerken einschließ-
lich der Fundamente.  

(3) Ein Sicherheitsbauteil ist ein Grundbestandteil, eine 
Gruppe von Bestandteilen, eine Unterbaugruppe oder 
eine vollständige Baugruppe sowie jede Einrichtung, 
die zur Gewährleistung der Sicherheit Teil der Anlage 
und in der Sicherheitsanalyse ausgewiesen ist und de-
ren Ausfall oder Fehlfunktion die Sicherheit oder Ge-
sundheit von Personen und gegebenenfalls die Sicher-
heit von Gütern gefährdet. 

(4) Die Betriebssicherheit ist gegeben, wenn die Anlage 
einschließlich ihrer Infrastruktur, die Teilsysteme sowie 
die Sicherheitsbauteile so geplant, gebaut und betrieben 
werden, dass 

1. die auf sie anwendbaren Bestimmungen der Richt-
linie 2000/9/EG, insbesondere die in Anhang II der 
Richtlinie 2000/9/EG genannten grundlegenden 
Anforderungen,  

2. die betriebstechnischen und wartungstechnischen 
Erfordernisse im Sinn von Art. 1 Abs. 5 der Richt-
linie 2000/9/EG und 

3. die im Sicherheitsbericht gemäß Art. 4 Abs. 2 der 
Richtlinie 2000/9/EG genannten Voraussetzungen  

erfüllt sind. 

(5) Der Ausdruck „europäische Spezifikation“ bezeich-
net eine gemeinsame technische Spezifikation, eine eu-
ropäische technische Zulassung oder eine einzelstaatli-
che Norm, durch die eine europäische Norm umgesetzt 
wird. 

(6) Seilbahnen dienen dem öffentlichen Verkehr, wenn 
sie nach ihrer Zweckbestimmung jedermann zur Perso-
nen- oder zur Güterbeförderung benutzen kann.“ 

9. Art. 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 und 3 Satz 1 werden die Worte „mit 
Ausnahme der Schienenbahnen“ gestrichen und die 
Worte „des Bayerischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes“ durch „BayVwVfG“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „von Bahnan-
lagen“ durch die Worte „einer Anlage“ ersetzt. 

10. In Art. 22 Abs. 5 wird der Punkt nach Nummer 5 durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. die Verpflichtung des Unternehmers, eine Sicher-
heitsanalyse gemäß Art. 4 Abs. 1 in Verbindung 
mit Anhang III der Richtlinie 2000/9/EG durchfüh-
ren zu lassen und die Sicherheitsanalyse und den 
entsprechenden Sicherheitsbericht (Art. 4 Abs. 2 
der Richtlinie 2000/9/EG) mit dem Antrag auf Ge-
nehmigung der technischen Planung vorzulegen.“ 

11. Art. 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Der Unternehmer einer Seilbahn hat Änderungen 
der Anlage, die keiner Genehmigung nach Art. 21 
Abs. 1 bedürfen, vor ihrer Ausführung der Aufsichts-
behörde anzuzeigen. 2Anzeigepflichtig sind insbeson-
dere Änderungen der Fahrzeuge im Sinn von Nummer 
4 des Anhangs I der Richtlinie 2000/9/EG oder der Be-
triebsweise der Seilbahn.“ 

12. Art. 24 erhält folgende Fassung: 

„Art. 24 
Genehmigung der technischen Planung 

(1) Eine Anlage darf erst gebaut werden, wenn die 
technische Planung von der Aufsichtsbehörde geneh-
migt ist. 

(2) Die Genehmigung wird erteilt, wenn 
1. auf Grund der technischen Planung der Anlage an-

genommen werden kann, dass die Betriebssicher-
heit gewährleistet ist, 

2. ein Plan vorgelegt wird, der den Anforderungen 
des Art. 73 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG entspricht; 
dabei ist die Aufnahme der von dem Vorhaben be-
troffenen Grundstücke in den Plan nicht erforder-
lich, 

3. die in dem gemäß Art. 22 Abs. 5 Nr. 6 vorzulegen-
den Sicherheitsbericht genannten Maßnahmen zur 
Behebung etwaiger Risiken bei der technischen 
Planung berücksichtigt worden sind,  

4. Konformitätsbewertungsverfahren und EG-Prü-
fungen nach Art. 7 und 10 der Richtlinie 
2000/9/EG durchgeführt wurden und 

5. ein Gutachten einer vom Staatsministerium für 
Wirtschaft, Verkehr und Technologie anerkannten 
sachverständigen Stelle über die Prüfung der tech-
nischen Unterlagen vorgelegt wird, das die Erfül-
lung der unter den Nummern 1 bis 4 genannten 
Voraussetzungen bescheinigt; bei dieser Prüfung 
ist die Einhaltung der Art. 7, 10 und 18 der Richtli-
nie 2000/9/EG betreffend die CE-Konformitäts-
kennzeichnung und die EG-Konformitätserklärung 
von Sicherheitsbauteilen und Teilsystemen zu  
überwachen. 

(3) 1Der Beschluss über die Genehmigung der techni-
schen Planung ist den Beteiligten zuzustellen. 2Art. 75 
Abs. 4 BayVwVfG findet entsprechende Anwendung. 
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(4) Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen 
versehen werden, insbesondere wenn ein Sicherheits-
bauteil oder ein Teilsystem innovative Planungs- oder 
Baumerkmale im Sinn von Art. 11 Abs. 3 der Richtli-
nie 2000/9/EG aufweist.  

(5) Für wesentliche Änderungen der Anlage gelten die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend.“ 

13. In Art. 25 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „und Fahrbe-
triebsmittel“ gestrichen und das Wort „entsprechen“ 
durch das Wort „entspricht“ ersetzt. 

14. In Art. 29 werden die Worte „und Fahrbetriebsmittel“ 
gestrichen. 

15. In Art. 30 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „und Fahr-
betriebsmittel“ gestrichen. 

16. Art. 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird „Art. 21 Abs. 2 Nr. 2“ 
durch „Art. 21 Abs. 5 Nr. 2“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „und Fahrbetriebs-
mittel“ gestrichen. 

17. Dem Art. 35 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie ist für die Benennung von Stellen im Sinn 
des Art. 16 der Richtlinie 2000/9/EG zuständig, die ih-
ren Sitz im Freistaat Bayern haben.“ 

18. Art. 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Anlagen und 
Fahrbetriebsmittel“ durch das Wort „Anlage“ er-
setzt. 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Aufsichtsbehörde hat das Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Verkehr und Technologie un-
verzüglich zu unterrichten, wenn sie der Auffas-
sung ist, dass 

1. die Betriebssicherheit durch die europäischen 
Spezifikationen nicht in vollem Umfang ge-
währleistet ist, 

2. ein Sicherheitsbauteil, ein Teilsystem oder die 
Anlage die Sicherheit und Gesundheit von Per-
sonen und gegebenenfalls die Sicherheit von 
Gütern gefährden kann, 

3. die Genehmigung der technischen Planung mit 
Nebenbestimmungen zu versehen ist, weil ein 
Sicherheitsbauteil oder ein Teilsystem innova-
tive Planungs- oder Baumerkmale im Sinn von 
Art. 11 Abs. 3 der Richtlinie 2000/9/EG auf-
weist.“ 

19. In Art. 38 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „wurden“ durch 
das Wort „wurde“ ersetzt. 

20. Art. 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „und horizontal 
verlaufenden Seilbahnen“ gestrichen. 

bb) Dem Satz 2 werden folgende Nummern 13 bis 
16 angefügt: 

„13. das Inverkehrbringen von Sicherheitsbau-
teilen und Teilsystemen im Sinn der Kapi-
tel II und III der Richtlinie 2000/9/EG, 

  14. die Durchführung von Schutzmaßnahmen 
im Sinn von Art. 14 und 15 der Richtlinie 
2000/9/EG, 

  15. benannte Stellen im Sinn von Art. 16 der 
Richtlinie 2000/9/EG, 

  16. die Durchsetzung der ordnungsgemäßen 
CE-Konformitätskennzeichnung im Sinn 
von Art. 18 der Richtlinie 2000/9/EG.“ 

b) In Absatz 4 werden die Worte „und horizontal ver-
laufenden Seilbahnen“ gestrichen, die Worte „Stre-
ckenausrüstungen, Fahrbetriebsmittel, Sicherheits- 
und Bergungseinrichtungen“ werden durch die 
Worte „Streckenbauwerke, Fahrzeuge im Sinn von 
Nr. 4 des Anhangs I der Richtlinie 2000/9/EG, Si-
cherheits- und Bergeeinrichtungen, Brandschutz“ 
ersetzt. 

21. Art. 41 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. entgegen Art. 21 Abs. 1 oder Art. 24 Abs. 1, auch 
in Verbindung mit Absatz 5, eine Seilbahn baut 
oder eine Anlage ändert,“ 

22. Art. 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird „Art. 23“ durch „Art. 24“ 
ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) 1Für Anlagen, deren technische Planung nach 
Art. 24 des Bayerischen Eisenbahn- und Berg-
bahngesetz (BayEBG) in der Fassung vom 10. Juli 
1998 (GVBl S. 389), zuletzt geändert durch § 69 
des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 149), 
genehmigt worden ist und deren Bau begonnen hat, 
gelten die bisherigen Vorschriften dieses Gesetzes 
sofern die Betriebseröffnung nach Art. 25 bis spä-
testens 2. Mai 2004 erfolgt. 2Nach diesem Zeit-
punkt kann die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie einer Betriebseröffnung für Anla-
gen im Sinn des Satzes 1 in begründeten Ausnah-
mefällen zustimmen.“ 

23. Art. 45 wird aufgehoben. 
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§ 2 
Änderung der Bayerischen Bauordnung 

In Art. 87 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung (Bay-
BO) werden die Worte „Bergbahnen“ und „BayEBG“ 
durch die Worte „Seilbahnen“ und „BayESG“ ersetzt. 

 

§ 3 

Änderung der Verordnung 
über Zuständigkeiten im Verkehrswesen 

Die Verordnung über Zuständigkeiten im Verkehrswesen 
(ZustVVerk) vom 22. Dezember 1998 (GVBl S. 1025, 
BayRS 9210-2-W), zuletzt geändert durch § 17 des Geset-
zes vom 24. April 2001 (GVBl S. 154), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die Überschrift des 4. Teils erhält folgende Fassung: 

„Vierter Teil 
Zuständigkeiten im Seilbahnwesen“ 

2. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Bergbahnen“ und „Bergbahngeset-
zes (BayEBG)“ werden durch die Worte „Seil-
bahnen“ und „Seilbahngesetzes (BayESG)“ er-
setzt. 

bb) In den Nummern 1 bis 7 wird jeweils „Bay-
EBG“ durch „BayESG“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Bergbahnen“ und 
„BayEBG“ durch die Worte „Seilbahnen“ und 
„BayESG“ ersetzt. 

 
§ 4 

Änderung der Verordnung 
über den Nationalpark Bayerischer Wald 

In § 9 Abs. 3 Nr. 5 der Verordnung über den Nationalpark 
Bayerischer Wald in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. September 1997 (GVBl S. 513, BayRS 791-4-2-U), 
zuletzt geändert durch § 15 der Verordnung vom 24. April 
2001 (GVBl S. 154), wird das Wort „Bergbahnen“ durch 
das Wort „Seilbahnen“ ersetzt. 

§ 5 
Änderung der Verordnung  

über den Alpen- und Nationalpark Berchtesgaden 

In § 9 Abs. 3 Nr. 5 der Verordnung über den Alpen- und 
Nationalpark Berchtesgaden in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Februar 1987 (GVBl S. 63, BayRS 791-
4-1-U), zuletzt geändert durch § 14 der Verordnung vom 
24. April 2001 (GVBl S. 154), wird das Wort „Bergbah-
nen“ durch das Wort „Seilbahnen“ ersetzt. 
 

§ 6 
Änderung des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes 

In Art. 4 Abs. 3 Satz 3 des Bayerischen Immissionsschutz-
gesetzes – BayImSchG – (BayRS 2129-1-1-U), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 2001 (GVBl 
S. 999), wird das Wort „Bergbahngesetzes“ durch das Wort 
„Seilbahngesetzes“ ersetzt. 

 

§ 7 
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf §§ 3, 4 und 5 beruhenden Teile der dort geänderten 
Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils ein-
schlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung geän-
dert werden. 
 

§ 8 
Neubekanntmachung 

Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Techno-
logie wird ermächtigt, das Bayerische Eisenbahn- und Seil-
bahngesetz neu bekannt zu machen. 
 

§ 9 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2003 in Kraft. 

Der Präsident: 

Böhm 


